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UnheiligesDuowarntvor Impfpflicht
Grünen-Landrätin LauraGrazioli und FDP-Landrat StefanDegen fürchten, dass Impfpflicht politische Kultur vollends zerstörenwürde.

Tomasz Sikora

Das passiert selten: In einem
Gastkommentar, welcher in ei-
nigen Medien der Region er-
schienen ist, sprechen sichLau-
ra Grazioli und Stefan Degen
trotz vieler politischerDifferen-
zen gemeinsam gegen eine
Impfpflicht aus und hinterfra-
gen die Coronamassnahmen.
Ein Gespräch mit zwei Verbün-
deten.

Die Impfpflicht wurde bisher
nur von wenigen Personen
öffentlichkeitswirksam
gefordert und auch nur in
begrenztem Umfang, zum
Beispiel in der Pflege.
LauraGrazioli:MeineWahrneh-
mung ist anders. Die Debatte
um die Impfpflicht wird rege
und emotional geführt. Leuten,
die laut und emotional eine
Impfpflicht fordern, wird viel
Platz eingeräumt. Ähnlich sieht
dieDebatte bei anderenFragen
wie der Zertifikatspflicht aus.
DieseDebattewirkt enormspal-
tend und schadet unserer Ge-
sellschaft. Verunglimpfungen
nehmen enorm zu.

Wie erleben Sie das ganz
konkret in Ihrem Alltag?
StefanDegen:DieFrage«Bist du
geimpft?» ist immeröfter zuhö-
ren. Es gibt, glaube ich, interes-
santere Themen, über die man
sich unterhalten kann.

Grazioli: Ich erlebe das ähnlich.
DieseFragekanndie Stimmung
bei einemTreffenkomplett kip-
pen lassen.Esgibt aktuell kaum
einanderesThema,das so spal-
tet.

Für die Zertifikatspflicht
scheint der Rückhalt in der
Öffentlichkeit hoch zusein.
Degen: Die Frage, die sich hier
für mich stellt, ist: Wie lange
undwievieleMassnahmenwol-
len wir denn längerfristig? Und
nachwelchenKriterienwirddas
entschieden? Eine Überlastung
der Spitäler scheint ja eher un-
wahrscheinlich. Von daher
scheint es mir angemessen, die
Zertifikatspflicht erstwennnot-
wendig und dann erst ab wirk-
lichgrossenAnlässeneinzufüh-
ren. Einer Zertifikatspflicht für
dieBeiznebenanstehe ichaller-
dings eher skeptischgegenüber.

Grazioli: Ich würde meinen,
der öffentliche Rückhalt für
eine Zertifikatspflicht unter-
scheidet sich stark nach Ein-
satzgebiet. Zentral scheint mir
zu sein, dass ein Teil der
aktuellen Debatte darauf ab-
zielt, über die Ausweitung des
Zertifikats eine indirekte Impf-
pflicht einzuführen, und das
wiederum sehe ich genauso

kritisch wie eine direkte Impf-
pflicht.

Und was sagen Sie Long-
Covid-Patienten, die nicht
auf der Intensivstation
liegen, aber dennoch massiv
leiden?
Grazioli: Unsere Äusserungen
haben nie darauf abgezielt, Co-
rona zu verharmlosen. Uns

geht es ausschliesslich darum,
dasswir die Art undWeise, wie
die Debatte über eine direkte
oder indirekte Impfpflicht ge-
führt wird, gefährlich finden
für unsere Gesellschaft und
unsere Demokratie und hier
mit unserem gemeinsamen
Auftreten im Rahmen unserer
MöglichkeitenGegensteuer ge-
benmöchten.

Degen: Ichwarneausserdemda-
vor, dieDebatte zumedizinisch
werdenzu lassen.Nurmedizini-
sche Argumente zuzulassen,
führt zu hohen Kollateralschä-
den. Inwenigerdemokratischen
Staaten kann man einen medi-
zinisch begründeten Plan ein-
fach von oben durchdrücken.
Bei uns geht das so nicht, hier
könnenallemitreden. Ichmöch-
te nicht, dass unsere politische
Kultur wegen der Pandemie
Schaden nimmt.

Sie sind als Mitglieder der
Grünen und der FDP ein sehr
ungleiches Duo. Woher
kommt diese ungewöhnliche
Zusammenarbeit?
Degen: Ichglaube, es gibtDinge,
die wir gleich sehen, und ande-
re, die wir sehr unterschiedlich
handhaben. Wenn man in der
Politik etwas erreichen will,
muss man Themen suchen, bei
denen Gemeinsamkeiten be-
stehen. Da arbeiten wir dann
zusammen. Und bei anderen
Themen, bei denen wir unter-
schiedliche Haltungen haben,
eben nicht.

Grazioli:Unsverbindet derWil-
le, gemeinsameNennerundAn-
knüpfungspunkte zu finden.

Sie sprechen sich beide für
die Eigenverantwortung im
Umgang mit der Pandemie
aus. Das ist ein Schlagwort,
das besonders der FDP
zugeordnet wird. Sind Sie in
der falschen Partei, Frau
Grazioli?
Grazioli:Es stimmt,dassderBe-
griff vonderFDPbesetzt ist. Sie
ist aber nicht die einzige Partei,
diedieEigenverantwortungbe-
tont. Ichdenke,dieEigenverant-
wortung ist ein urschweizeri-
scherWert, der für unsere libe-
rale, pluralistische Gesellschaft
zentral ist.Entsprechendscheue
ichmichüberhaupt nicht davor,
diesesWort zu benutzen.

Degen: Die Eigenverantwor-
tung bedingt gewisse Eigen-
schaften, die aber nicht von
einer Partei für sich gepachtet
werden können. Ich denke, je-
der, der sich eigenverantwort-
lich fühlt und das Wort im
eigentlichen Sinn verwendet,
darf sich als eigenverantwort-
lich bezeichnen.

Was ist denn der eigentliche
Sinn?
Degen: Letztlich geht es immer
darum, dass man selber Ent-
scheidungentrifftunddieKonse-
quenzen dieser Entscheidungen
tragen muss. Da kommen wir
auch zum Thema Impfung. Es
wurdevielerzählt,wassiekönne
und nicht könne. Heute gilt als
sicher, dass sie vor allem die ge-
impfte Person schützt. Entspre-
chendisteseigenverantwortlich,
sich impfenzulassen.Fürandere
Themen wie die Altersvorsorge
gilt dasPrinzip genauso.

Grazioli: Eigenverantwortung
spielt auch bei der Debatte um
die Massnahmen eine wichtige
Rolle. Die Emotionalisierung
undMoralisierung führendazu,
dass die Eigenverantwortung
hier nichtmehr greift, weilman
nicht für das Schicksal von Er-
krankten verantwortlich ge-
macht werden will. Das kommt
auch aus den obersten Etagen
der Politik.

Das BAG schreibt aber auf
seiner Website, dass die
Impfung auch andere
schützt.
Grazioli: Zunächst einmal
schütztdie ImpfungdieGeimpf-
ten.Darüberhinaus ist bekannt,
dass Geimpfte das Virus trotz-
demweitergebenkönnen. Inso-
fern ist unklar, ob die Impfung
auchgegenüber anderen solida-
risch ist. Grundsätzlich kann es
aber genau darum nicht gehen:
DassMenschen in«solidarisch»
oder «unsolidarisch», «gut»
oder «schlecht» eingeteilt wer-
den, weil sie sich aus einer per-
sönlichen Risiko- und Nutzen-
abwägung für oder gegen eine
Impfung entschieden haben.

Degen:Die Impfung schützt zu-
verlässig vor schweren Verläu-
fen. IchbinkeinMediziner, aber
letztlich geht es ja um Wahr-
scheinlichkeitsrechnung. Man
darf aber diese Überlegungen
nicht nur beimCoronavirus an-
stellen, es gibt auch andere
Krankheiten, bei denenkeine so
einschneidendenMassnahmen
eingeführtwurden. Ichwillmich
nicht auf Zahlen und Wahr-
scheinlichkeitenversteifen, plä-
diere aber dafür, das grosse
Ganze nicht aus den Augen zu
verlieren.

Kleine Flasche, grosseDebatte: Die Frage nach einer Impfpflicht führt
zu kontroversen undmitunter gehässigen Diskussionen.Bild: Keystone

«Esgibt
aktuell kaum
einanderes
Thema,das
so spaltet.»

Laura Grazioli
Grünen-Landrätin

«Wie lange
undwieviele
Massnahmen
wollenwir
längerfristig?»

Stefan Degen
FDP-Landrat

WirtschaftskammerblitztmitKlageab
Medien Das Berner Handels-
gerichthat eineKlagedesBasel-
bieter Gewerbeverbandes we-
gen unlauteren Wettbewerbs
gegendasRegionaljournalBasel
abgewiesen. Dies geht aus
einemneuenUrteil hervor.

Die Wirtschaftskammer
klagte im Oktober 2018 gegen
dieBerichterstattungdesRegio-
naljournals Basel im Zusam-
menhangmitderGültigkeit von
Gesamtarbeitsverträgen. «Mil-
lionenskandal oder formaljuris-
tisches Problem?» übertitelte
dasMediumeinenderBerichte,
diealsherabsetzendundalsVer-

letzung des Gesetzes gegen un-
lauteren Wettbewerb empfun-
denwurde.

Das gleiche Gericht hatte
den Fall bereits im April 2020
erstmals verhandelt.Damals ist
es zum Schluss gekommen, die
Wirtschaftskammer sei nicht
klageberechtigt, da sie im Bei-
trag gar nicht als Partei vorge-
kommen sei. Dagegen legte die
Wirtschaftskammer Beschwer-
de ein und erhielt am 13. Januar
dieses Jahres recht.DasBundes-
gericht erkannte, dass dieWirt-
schaftskammer über das Ver-
bandsbeschwerderecht durch-

aus aktivlegitimiert sei, die
Klage zu führen.

Wederherabsetzendnoch
unnötigverletzend
NunhatdasGerichtdieVorwür-
fe materiell geprüft, ist jedoch
erneut der Klage nicht gefolgt.
Es hat befunden: «Die Bericht-
erstattung geht nicht über die
übliche, erlaubte kritische Aus-
einandersetzung mit Wettbe-
werbsteilnehmern hinaus.»
Eine Herabsetzung der Wirt-
schaftskammer liege damit
nicht vor.Gesamthaft sei dieBe-
richterstattung «weder herab-

setzendnochunrichtig, irrefüh-
rend oder unnötig verletzend».
DieKlage sei vollumfänglichab-
zuweisen, für eineLöschungder
Beiträge oder einer Richtigstel-
lung bestehe keineGrundlage.

Das Urteil ist noch nicht
rechtskräftig und kann beim
Bundesgericht erneut angefoch-
ten werden. Wird es gültig, hat
die Wirtschaftskammer Ge-
richtskosten von 20000 Fran-
ken sowie knapp 20000 Fran-
kenParteientschädigungzu tra-
gen.

ChristianMensch

Studierendeorganisieren
Gratis-Zolli fürarmeFamilien
Laufen EigentlichhättederAn-
lass bereits am27. Februar statt-
finden sollen.Dochdannmach-
te die Pandemielage einen
Strich durch die Rechnung (bz
berichtete).NunnimmtderVer-
einZollitag am21.August einen
neuenAnlauf:AndiesemSams-
tagöffnen sichdieToredesBas-
ler Zolli für alle jene kostenlos,
die sich den Besuch normaler-
weise nicht leisten können.

Die Vereinsmitglieder wer-
den am Zolli-Eingang Tickets
mit einigen aufgedruckten Fra-
gen zur Armutssituation vertei-

len.AnhandderAntwortenkön-
nen Interessierte selber ent-
scheiden,obsievomGratisticket
Gebrauchmachenwollen.

Der Verein Zollitag, der aus
dem preisgekrönten Laufenta-
ler/Thiersteiner Jugendprojekt
«Mittagsfrisch» hervorgegan-
gen ist undvonneunStudieren-
den getragen wird, rechnet mit
rund 5000 Interessenten.
Neben dem Eintritt wird auch
dieVerpflegung spendiert. (bos)

Weitere Infos
unter www.zollitag.ch


